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Beschlussempfehlung 
an die Stadtverordnetenversammlung 
 
 
 
Einführung einer Satzung über die Durchführung von 
Einwohnerbefragungen und einer Bürgerbefragungs-App 
Antrag der AfD-Fraktion 
- 101.18.1331 - 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Hartig 
 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 
Die Stadt Kassel führt analog der Stadt Tübingen (BW) eine „Satzung über die 
Durchführung von Einwohnerbefragungen“ sowie eine „Bürgerbefragungs-
App“ ein, in welcher sich Bürger mittels einer unverbindlichen Abstimmung zu 
kommunalpolitischen Themen äußern können. Hierbei sollen alle Aspekte der 
Tübinger „Bürger-App“ bzw. der „Satzung über die Durchführung von 
Einwohnerbefragungen“ (Möglichkeit der Abstimmung per Briefwahl, via 
Tablet im Rathaus, Internet etc.) berücksichtigt werden. 

 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: AfD 
Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne, Kasseler Linke 
Enthaltung: -- 
Abwesend: FDP+FW+Piraten 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Der Antrag der AfD-Fraktion betr. Einführung einer Satzung über die 
Durchführung von Einwohnerbefragungen und einer Bürgerbefragungs-App, 
101.18.1331, wird abgelehnt.  
 
 
 
 
Volker Zeidler Cenk Yildiz 
Vorsitzender  Schriftführer 




